
Bebauungsplan Nr. 13 

"Westend" 

des Marktes Dollnstein, 

Ortsteil Obereichstätt 

B E B A U U N G S P L A N S A T Z U N G 

1.o Geltungsbereich 

1. 1 

1. 2 -

Diese Satzung gilt fUr das im Planblatt Bo.111-3 vom 

18.06.1980 , geändert: 6.08.1980 , des Architekten BOA 
Fred Weidi ng er, Eichstätt, grau gestrichelt umrandete 
Gebiet des Markte~ Dollnstein , Ortsteil Obereichstätt. 

Dasselbe liegt am westlichen Ortsrand des Ortsteiles, un­

mittelbar am auslaufenden Hangfuß des Nordhanges zum Alt ­

mLlhltal; wird im Norden und Osten von der vorhandenen Orts­

bebauung und im SUden vorn überschwemrnun9sgebiet des Alt­

mühl begrenzt. 

Der Bebauungsplan Nr. 13 "Westend" des Marktes Dollnstein, 

OT Obereichstätt besteht aus diesem Textteil und dem oben 

bezeichneten Bebauungs r 1 anblatt. 

2.o Bauliche Nutzung 

2.1 FLlr den Geltungsbereich wird allg. Wohngebiet nach§ 4 

ßauNVO festgesetzt. 

2.2 Das Maß der baulichen Nutzung ergibt sich verbindlich aus 

dem Bebauungsplan. 

2.3 Baugrundstücke, fUr die im ßet)auungsplun keine GRZ oder GFZ 

festgesetzt sind, dürfen bis zu dem in§ 17 BauNVO angegebe­

nen Höchstmaß genutzt werden, soweit sich nicht aus den 

festgesetzten Uberbaubaren Flächen und Geschoßzahlen ein 

geringeres Maß der baulichen Nutzung ergibt. 
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3.o Bauweise 

Es ist offene Bauweise festgesetzt mit der Zulässigkeit von 

Einzel- und Doppelhäusern. 

4.o Gestaltung der baulichen Anlagen 

4.1 FUr die mit Firstrichtungspfeil gekennzeichneten Baukörper 

werden Satteldächer, in architektonisch beg~Undeten Ausnahme- . 

fällen auch Pultdächer, mit einer Dachneigung von 23 - 32° 
festgesetzt. Sämtliche Dächer erhalten eine Deckung aus natur­

rotem Bedachungsmaterial. 

4.2 Die traufseitigen DachvorsprUnge werden mit max . 5o cm be­
grenzt. Auslegespa~ren an den Ortgängen werden nicht zuge­

lassen. 

4.3 Die bergseitige Sockelhöhe darf nicht höher als max. 5o cm 
Uber den anstoßenden Terrainoberkante, welche der natUrlichen 

oder der von der Kreisverwaltungsbehörde festgesetzten Hang-

linie entsprecheri muß, liegen . 

4.4 Max . Traufhohe 

Geschoßzahl I 3,Bo rn 

Geschoßzahl u + I 6,4o m 

Geschoßzah 1 I I 6,7o m 

4. S Durch die Hanglage bedingte GeländeauffUllungen sind bis zu 

den Grenzen hin mit einem Neigungswinkel zur Horizontalen von 

max. 12° kontinuierlich abzubauen. 

4.6 Die Tiefe der Baukörper wird mit max . 11 ,5 m begrenzt . 

4.7 Als Außenwandbekleidung werden zugelassen: 

verriebener oder geglätteter Putz (kein Zie rputz ) 

Naturstein 

Holz 

Die Verwendung von Glasbausteinen 1nit einer ~ltiche von mehr 

als 1 q111 in den Fassaden sind nicht zulässig, ebensowenig 

wie Baustoffe, dje in der tradierten Hauslandschaft fremd 
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sind, wie Verkleidungen aus Kunststoff, Metall, Asbestzement 

und Sichtbeton . 

5.o An- und Ausbauten 

Anbauten mUssen sich dem Hauptbaukörper unterordnen. Dach­

aufbauten sind, mit Ausnahme einer Schleppgaube pro Dach ­

neigungsfläche, nicht zu lä ssig . 

i : 

6.o Nebenanlagen 

Als Nebenanlagen können außerhalb der Uberbaubaren GrundstUcks­

flächen nur solche zugelassen werden, die dem Nutzungszweck 

der in dem Baugebiet gelegenen GrundstUcke oder des Baugebietes 

selbst dienen. 

7.o 

7. 1 

7.2 

Garagen 

Garagen aus leichten Behelfsbauweisen und Garagen in1 Kellerge­

schoß , soweit sie• eine Rampe erforde rn, sind unzulässig . 

Garagen und sonstige Nebengebäude sollten nur in Verbindung 

mit dem Wo hnhaus errichtet und möglichst unter das Dach des 

Wohnhauses einbezogen werden . 

Garagen sind -nicht nur innerhalb der dafUr ausgewiesenen 

Flächen, sondern auch innerhalb der Ubrigen bebaubaren Flächen 

zulässig. Sie sind in letzterem Fall abweichend von der fest ­

gesetzten Zahl der Vollgeschosse erdgeschossig zu errichten . 

7. 3 Der Stauraum vor den Garagen bis zu r öffentl . Verkehrsfläche 

beträgt mind . 5 m. Die Länge de~ Grenzgaragen wird mit 8 m 

begrenzt . 

8.o Anpflanzungen 

8.1 Die nicht Uberbaubaren Flächen der bebauten GrundstUcke mi t 

Ausnahme der Flächen fUr Stellplätze , der Zu- und Abfahrten , 

den Kinderspielplätze und der MUlltonnenstandplätze sind als 

GrUnflächen gärtnerisch anzulegen und zu erhalten . Dies gilt ' 1 
1 

auch fUr die Flächen von Vorgärten . 
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8.2 Vorhandener Baumbestand sowie die Hecken- und Sträucherbe­

pflanzung sind, soweit es die AusfUhrung des Bebauungsplanes 

zuläßt, in ihrem Bestand zu erhalten. Soweit sie im Zuge der 

BauausfUhrung beseitig t werden mUssen , sind sie innerhalb an­

gemessener Frist zu erneuern un4 ebenfalls im Bestand zu er­

halten. 

8.3 Die ausgewiesenen Flächen sind in der dargest ellten Weise zu 

begrUnen und durch Hecken, Strauch- und ßaumbepflanzung an ­

zulegen und zwar vorw-iegend mit heimischen und landschafts ­
gebundenen Pflanzengesellschaften mit bis zu 1o % Gastgehölzen . 
Nicht gepflanzt werden sollten: 

Salix vite]lina pendula und andere Arten der Trauerweide 

Chamaecyparies (Scheinzypressen) 

Picea pungens glauda (Silberfichte) 

9.o Erdbewegungen 

9. 1 Bei Gelände sprUngen werden Sichtbeton bzw. Natursteinmaue rn 

in der Höhe des Niveauunterschiedes mit max. 2o cm Uber der 

oberen Geländekante zugelassen . 

9.2 Archäologische Bodenfunde, die beim Ausheben der Fundament­

gruben gemacht werden, unterliegen der gesetzlichen Melde ­

pflicht. 

9.3 Die BaugrundstUcke im Talbereich sind bis auf eine Höhe von 

mind. 392,3 m U.NN . aufzufUllen . 

1o.o Einfriedungen 

1o . 1 Als Einfriedung entlang der Straßen sind nur Zäune von max . 

1 rn Höhe zugelassen . Hol zzäune mit horizontal en Gliederungs ­

elementen können im Gegensatz zum Ma schend raht straßenzugs ­

weise zugelassen werden . 

1o . 2 Die teilweise AusfUhrung der straßenseitigen Einfriedung als 

Natursteinmauerwerk oder Betonscheiben, vor allen Dingen als 

Sichtschutz der MUlltonnenstandplät ze, kann von der Kreisver- 'i 
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waltungsbehörde zugelassen werden. 

1o.3 Die Hinterpflanzung der Einfriedung mit heimischen Gehölzen -

z.B. Hainbuche - ist ~r laubt. 

11. o Abf a 11 ber1~i lter 

12.o 

Die Stellplätze fUr bewegliche Abfallbehälter mUssen Uber­

dacht sein. 

Rechtsverbindlichkeit 
Der Bebauungsplan wird mit der Bekanntmachung nach§ 12 BBauG 
im /\mtsb latt fUr den Landkreis und die Stadt Eichstätt rechts­

verbindlich. Gleichzeitig treten frUhere planungsrechtliche 

Festsetzungen und örtlicht Bauvorschriften, die diesem Bebau­

ungsplan widersprechen, außer Kraft. 

Markt Dollnstein, den .t::l.,Q,;, .. ~'1 .. 

l ............... ·lf\. ................ . 
1. BUrgermeister 

,n. O.-t. AEg-1 
EI, g,12,~98o 

we-ka 

FRED WEIDINGER 
ARCHITEKT BOA 
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